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Sehr geehrter Herr Wehr, Frau Kollegin Simonis, Herr Präsident Probst, Herr Bürgermeister, meine sehr verehrten Damen und Herren,

als Frau Kollegin Simonis vorhin zurückkam von ihrem Vortrag, habe ich zu ihr gesagt: Das habe ich mir immer gewünscht, daß eine sozialdemokratische Kollegin oder Kollege eine solche Rede hält. Wir haben, ich glaube, das darf ich so sagen, Frau Kollegin Simonis, uns ja schon öfter darüber unterhalten, daß es zwischen der Einsicht und ihrer Verwirklichung eine große Barriere gibt. Und diese Barriere ist zu einem wesentlichen Teil aus Steinen und Felsen, möchte ich fast sagen, gebaut, die wir in der allgemeinen Umgangssprache eher als Besitzstände bezeichnen. Und zwar vor allen Dingen als Besitzstände am Denken. Denn ohne das Umdenken ändert sich nichts. Ich habe in meinem Leben die Erfahrung gemacht, daß Einsichten deshalb einen Bundesgenossen brauchen. Und dieser Bundesgenosse ist eine offensichtliche Notwendigkeit oder sogar die Not. Und so möchte ich in Ergänzung, ausdrücklich in Ergänzung zu dem, was Frau Kollegin Simonis gesagt hat, noch einige Gedanken beitragen. Zum Gegenstand dessen, was ja nachher auch im Frankfurter Manifest noch behandelt wird.

Lassen Sie mich mit einer ganz praktischen Beobachtung beginnen.

Meine Tochter Susanne ist im Jahr 1960 geboren. Als sie geboren wurde, wurde sie in eine junge Gesellschaft geboren. Etwa ein Drittel der Mitglieder dieser Gesellschaft, der westdeutschen Gesellschaft, war damals unter 20 Jahre alt, und ein Sechstel dieser Gesellschaft war über 60 Jahre alt, 60 Jahre und älter. Heute etwa, nicht ganz, aber auch bald auf der Mitte ihres Lebens, lebt sie in einer Gesellschaft, in der ein Fünftel der Bevölkerung jünger als 20 ist, und ein Fünftel der Bevölkerung älter als 60. Und wenn sie das durch die allgemeine Lebenserwartung definierte Alter erreicht hat, wird sie in einer Gesellschaft leben, in der ein Sechstel jünger als 20 ist und ein Drittel älter als 60. Daß sich die Altersstruktur in einer Gesellschaft in einem Menschenleben in einer so dramatischen Weise verändert, hat es noch nie gegeben. Das heißt, wir sind ohne jede historische und sonstige Erfahrung, wenn wir uns jetzt die Frage stellen: Wie kommen wir damit zurecht?

Dieser Frage möchte ich ein wenig nachgehen und daraus auch eine Schlußfolgerung ziehen. Die erste Feststellung, die ich machen möchte, ist der Generationenvertrag. Jedenfalls bevölkerungspolitisch gesehen, längst gekündigt. Wir diskutieren ja immer darüber, ob er gekündigt sei oder ob seine Kündigung ins Haus stehe oder ob er in Zukunft verletzt werde. Er ist gekündigt. Es geht um die Wiederherstellung des Generationenvertrages. Nicht um die Verhinderung seiner Kündigung. Die Folge der von mir eben am Beispiel meiner Tochter Susanne demonstrierten Entwicklung ist, daß Alterseinkommen und Pflege, wenn die Pflege nicht durch die nächsten Verwandten und die Kinder oder sonstige Verwandte geleistet werden kann, immer stärker in Schwierigkeiten geraten werden. Nicht in den nächsten 10 oder 15 Jahren, aber in den nächsten 20 oder 30 Jahren. Und ein weiteres kommt hinzu: Die dann älter werdenden Menschen werden in immer größerer Zahl einsam sein. Denn die gegenwärtige Generation ersetzt sich nur zu etwa knapp Zweidrittel. Nicht im vollen Umfang. Und das heißt, eine große und immer größere Zahl von Frauen und Männern aus der Generation meiner Kinder, das sind die geburtenstarken Jahrgänge, zwischen 1956 und 1967 geboren, werden im Alter keine direkten Verwandten haben und viele von Ihnen auch keine weiteren Verwandten. Sie werden also entweder auf Gleichaltrige oder auf etwas Jüngere oder andere angewiesen sein, wenn sie Hilfe brauchen, und Hilfe braucht man auch, wenn man einsam ist. Aber nicht nur diese Folge tritt auf, es ist die Folge, die wir in Zusammenhang mit der demographischen Entwicklung am häufigsten diskutieren.

Ein ganz anderes, bisher kaum diskutiertes Problem von aller größter Zukunftsbedeutung ist jedoch die Frage: Wie verhält sich denn eine vergreiste Gesellschaft?

Wenn es richtig ist, daß etwa ein Drittel dann in der Zeit, im Herbst des Lebens meiner Tochter Susanne, 60 Jahre und älter ist: Welches Wahlverhalten wird denn eine Bevölkerung an den Tag legen, von der 40 Prozent der Wähler 60 und älter sind? Was werden sie mit ihrer Stimme zu bewirken versuchen? Werden sie zukunftsorientiert entscheiden, auch wenn sie keine Kinder und keine Enkel haben? Oder werden sie in immer stärkerem Maße auf die Gegenwart orientiert entscheiden, als wir das heute schon tun? Und wo werden die Erneuerungs- und Innovationsanstöße herkommen, wenn der Generationenkonflikt immer schwächer wird? Wenn die Zahl der Jüngeren immer kleiner wird. Wenn man immer größere Anstrengungen machen muß, einen jungen Mann oder eine junge Frau für die Universität oder für die Lehre oder für einen anderen Beruf oder eine andere Tätigkeit zu gewinnen, weil es einfach zu wenige davon gibt. Wenn wir aber auf der anderen Seite nicht den Weg gehen wollen, daß wir diese wachsenden Defizite durch Einwanderung ausgleichen - Einwanderung, die ja nicht aus dem europäischen Raum wird kommen können, sondern nur aus Regionen, die wesentlich weiter wegliegen, jedenfalls nicht die europäische Tradition teilen. Warum? Weil in Europa überall diese Entwicklungen stattfinden und deshalb die europäischen Länder, alle Länder der Europäischen Union, mehr oder weniger in der gleichen Weise von dieser Entwicklung betroffen sein werden. Präsident Probst hat gesagt, die Regenerationsquote sei 1,7, die er anstrebt. Die Regenerationsquote, die man anstreben muß, um eine stabile Bevölkerungsstruktur zu erhalten, ist 2,2!

Das heißt auch, er richtet sich in seiner Politik, mit seiner Organisation schon auf ein wachsendes Defizit ein. In Deutschland ist eine Regenerationsquote zur Zeit etwas über 1,3. Das heißt, noch geringer als in Frankreich. Wir sind zusammen mit Italien und Japan im Augenblick die Industriegesellschaft mit der geringsten Geburtenrate und damit auch mit der geringsten Aussicht, die ständige, weitere Verschiebung des Bevölkerungsschwerpunkts in die Altersregion, also die Wiederherstellung einer "normal" strukturierten Bevölkerung, zu bewirken.

Was mich an dieser Entwicklung, um noch einmal zur Innovationsfrage zurückzukehren, besonders beschäftigt, ist: Wie wollen wir denn diese innovativen Leistungen, von deren Erbringung wir selbstverständlich ausgehen. Wenn wir in die Zukunft planen und von der Erhaltung unseres Lebensstandards ausgehen, wenn wir uns sagen, daß wir weltweit wettbewerbsfähig bleiben müssen, heißt das ja, daß wir zumindest genauso intelligent sein müssen wie die anderen. Und wenn wir besser leben wollen, noch ein Stück intelligenter, innovativer, entwicklungsfreudiger, risikofreudiger. Wie wollen wir diese Potentiale mobilisieren? Das ist keine Frage der Familien-, sondern eine Frage der Bildungspolitik. Wie kann man die Bildungsstrukturen im Land so verändern, daß die Leute selbstverständlich ein ganzes Leben lang auch institutionell gebunden lernen? Wie kann man die Arbeit so organisieren, daß das möglich ist? Welche Tarifverträge müssen gemacht werden, damit solche längerfristigen Unterbrechungen möglich werden, in denen Menschen dann in organisierter Form an unseren Universitäten, die dadurch wesentlich ihren Charakter verändern werden, auch mit 40 oder 50 Jahren ihre Wissenskapazitäten, ihr Wissenskapital, wieder auftanken, wieder erneuern können, um wieder ein Stück Kreativität entfalten zu können in einer Gesellschaft, die wir heute schon gewohnt sind, als Wissensgesellschaft zu bezeichnen. Wie, mit anderen Worten, wirkt sich die Vergreisung einer Gesellschaft auf das Potential einer Wissensgesellschaft aus? Ich will das nicht vertiefen, aber es ist eine ganz entscheidende Komplementärfrage zu der Frage, die hier diskutiert wird. Die Frage nämlich, was müssen wir im Raum der Familie tun, um zumindest die jetzt bedrohlicher werdende Entwicklung einzuhalten und ein Stück zu verändern.

Wir haben von Frau Simonis, wie ich glaube, vollkommen zutreffend, gehört über die Veränderung der Welt der Erwerbsarbeit. Ich will das nur mit wenigen Zahlen unterlegen, die wir der Arbeit einer Kommission verdanken, welche die Freistaaten Bayern und Sachsen vor drei Jahren ins Leben gerufen haben. Eine Kommission, die inzwischen ihre Arbeit beendet und die Ergebnisse ihrer Recherchen vorgelegt hat.

In den 50er und 60er Jahren, als also die Rentenreform 1957 stattfand, ich komme nachher noch einmal darauf zurück, waren 98 % der Erwerbstätigen in einer Vollzeittätigkeit, und zwar nicht in einer befristeten, sondern in einer unbefristeten Vollzeittätigkeit, erwerbstätig. Natürlich waren die Einkommen geringer, der Lebensstandard war geringer, aber das ist nicht der Punkt. Der Punkt ist, daß alle Erwerbstätigen eine Vollzeittätigkeit hatten und deshalb es eigentlich eine logische Konsequenz war, mit der schon durch Bismarck und Lassalle begründeten Struktur der Sozialsysteme fortzufahren, daß die Sozialsysteme nämlich sich von der Erwerbsarbeit ableiten. Das war eine prinzipielle Entscheidung im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts, wie wir wissen. Bald nach der Reichsgründung, eine ganz wichtige Weichenstellung, die nicht nur die deutsche, sondern die ganze europäische Sozialpolitik beeinflußt hat. Diese Konzentration auf die Vollzeittätigkeit gilt nicht mehr! Im Jahre 1997 waren noch zwei Drittel der Erwerbstätigen und in Ostdeutschland rund 70 % der Erwerbstätigen in einer Vollzeittätigkeit. Die anderen waren in dem Arbeitsmarkt tätig, den Frau Kollegin Simonis beschrieben hat, und den man als einen fragmentierten Arbeitsmarkt bezeichnen kann. Nicht nur an den Rändern löst sich der Arbeitsmarkt der Vollzeittätigen auf, sondern bis weit in die Substanz. Und es ist vollkommen richtig, wenn jemand Teilzeit arbeitet, dann kann er, im Grunde genommen, weder seine Alterssicherung noch sein Gesundheitsrisiko mit seinen eigenen Beiträgen abdecken. Denn auch der Teilzeitbeschäftigte oder die Teilzeitbeschäftigte erwartet aus den Beiträgen für die gesetzliche Krankenversicherung eine Vollversorgung, auch dann, wenn es eben nur eine Teilzeittätigkeit ist, d.h. in sehr viel geringerem Umfang auch Beiträge gezahlt werden können.

In den letzten 150 Jahren hat sich der ganzen westlichen Welt - die westliche Welt war vorbildhaft für die Industrialisierung der ganzen Welt überall dort, wo die stattgefunden hat - eine arbeitszentrierte Sozialstruktur entwickelt. Eine arbeitszentrierte, und zwar eine erwerbszentrierte, denn gearbeitet haben die Menschen immer, und früher haben sie sehr viel härter und sehr viel länger, normalerweise, gearbeitet und schon von sehr viel jüngerem Alter an als heute. Aber die erwerbszentrierte Arbeitsgesellschaft wurde das Leitbild der Sozialstruktur der modernen Industriegesellschaft. Und auch hier kann ich mich Frau Simonis anschließen - nicht nur Einkommen wird von der Erwerbsarbeit vermittelt und soziale Sicherheit, sondern soziale Beziehungen, soziales Ansehen, ja der Rang, den man einnimmt in der Rangordnung der Gesellschaft, wird durch Arbeit, die Art der Arbeit, das Ansehen der Arbeit mitbestimmt. Und vor allem auch das Selbstwertgefühl und das Gefühl, sich in dieser Arbeit selbst zu verwirklichen und eine eigene Identität zu finden, ganz gleichgültig, ob das nun eine hochwertige oder eine weniger hochwertige Arbeit ist, als Entgeltarbeit liefert sie diese verschiedenen Aspekte.

Die Familienarbeit demgegenüber hat einen sehr geringen Rang. Jedenfalls in der öffentlichen Bewertung, in der Bewertung durch die Allgemeinheit. Wahrscheinlich deshalb, weil es eben keine Erwerbsarbeit ist. Wahrscheinlich deshalb, weil sie nicht in der gleichen Weise eine soziale Vernetzung erlaubt. Weil sie nicht in der gleichen Weise die Mitgliedschaft in einem Sozialverband ermöglicht, die normalerweise durch einen Arbeitsvertrag mit bedingt ist. Wir können im Augenblick in Ostdeutschland studieren, welche dramatischen Konsequenzen es hat, wenn eine gänzlich auf Erwerbsarbeit, d.h. Erwerbsbeschäftigung ausgerichtete und seit 45 Jahren durch sie geprägte Bevölkerung die Möglichkeit verliert, in erheblichem Umfang an Erwerbsbeschäftigung teilzuhaben. Die Erwerbsquote - das ist also der Anteil der Erwerbstätigen, nicht nur der Arbeitsuchenden und -tätigen, sondern nur der Erwerbstätigen aus der Altersgruppe 15 bis 65 - war bis zur Wende in Ostdeutschland etwas über 90 %. D.h., man kann sagen, praktisch die gesamte Bevölkerung im nicht nur arbeitsfähigen, sondern auch Familiengründungsalter war erwerbstätig. Und zwar: Männer und Frauen. Mit nur ganz geringem Unterschied. 92 % der Männer, knapp 90 % der Frauen.

Daß die Familienarbeit einen so geringen Rang hat, ist, bei Vernunft und Distanz gesehen, außerordentlich erstaunlich. Denn nichts entscheidet mehr über die Existenz der Gesellschaft, ihrer Kultur, ihrer Sprache, ihrer Identität als der Nachwuchs. Und die Art und Weise, wie dieser Nachwuchs in den ersten Jahren seines eigenen Lebens geprägt wird. Wir alle wissen doch aus vielen, vielen, zu ganz unterschiedlichen Aspekten durchgeführten Untersuchungen, daß die prägenden Jahre des Kindes, in dem es in besonderer Weise auf die Wärme und Geborgenheit angewiesen ist, um seine eigenen Grundfähigkeiten zu entwickeln und erste grundlegende Erfahrungen zu machen und Urteile zu bilden, in den ersten Lebensjahren liegt. Daß dann, wenn diese Prägungen falsch gelaufen sind, die jungen Menschen häufig lange an dieser Last tragen, weil sie eben nicht eine Prägung erfahren haben, die sie in die Lage versetzt, später in wirklicher Weise an dem geistigen, politischen und wirtschaftlichen Leistungen und Möglichkeiten der Gesellschaft teilzuhaben, in die sie hineingeboren wurden.

Nun heißt es in dem Manifest, dem ich natürlich, Herr Wehr, nicht vorgreifen möchte, aber Sie waren so liebenswürdig, mir den Text zugänglich zu machen, daß die Familie auf einer sehr grundsätzlichen Wertvorstellung beruht. Das ist richtig. Gleichwohl meine ich, sollte man, wenn man die Diskussion über die Rolle und Stellung der Familie in der Gesellschaft weiterführt, sich nicht auf die Wirksamkeit von Wertvorstellungen alleine verlassen. So wichtig sie sind, so notwendig ist es, allen Beteiligten klarzumachen, daß die Familie im existentiellen Sinne unverzichtbar ist, wenn die Gesellschaft sich nicht selbst aufgeben will. Das heißt, wir können uns nicht darauf verlassen, daß Werte ausreichend stark sind, um die Institution Familie zu tragen, sondern wir müssen tiefer gehen. Wir müssen deutlich machen, wenn es dieses Volk, wenn es diese Gesellschaft in Zukunft geben soll, dann nur über die Funktionsfähigkeit der Familie. Denn alle Experimente, die ja aus ideologischen und sonstigen Gründen in den letzten Jahrhunderten immer wieder vorgenommen wurden mit dem Versuch, ohne Familie auszukommen, das heißt, also nur, wenn ich das mal so hart sagen darf, den Reproduktionsprozeß zu akzeptieren und alles andere der Gesellschaft zu überlassen, sind gescheitert. Alle diese Versuche sind geschehen. Sie sind gescheitert, weil die Familie auch eine Schutzzone beginnender Fähigkeit zur Freiheit in Verantwortung ist. Und wenn ich diese Fähigkeit, diese beginnende Fähigkeit in Freiheit zur Verantwortung nicht in einem kleinen Lebenskreis entwickle, sonder die Entwicklung großer staatlicher Institutionen oder Kollektive überlassen, wird sich diese Freiheit nie entwickeln, weil sie nämlich gegen Beherrschung gerichtet ist. Das heißt, sie braucht einen Schutzraum, um gesät und zumindest in den ersten Jahren auch gezüchtet zu werden, bis sie dann stark genug ist, um sich in einem Lebenskampf und im Kampf zwischen Freiheit und immer vorhandener Absicht, andere sich zu unterwerfen und nach eigenem Vorbild zu geleiten, durchsetzen kann. Die Familie ist, wie wir wissen und wie wir auch nachher hören werden, der Ort, in dem Humanvermögen sich bildet und damit Zukunftsinvestitionen. Und dies sage ich deshalb, und ich benutze jetzt bewußt den Begriff Zukunftsinvestition, weil ich deutlich machen will, daß es keinen Widerspruch zwischen der Familie und einer wohlverstandenen Ökonomie gibt. Sondern, daß die Familie die Grundlage einer wohlverstandenen Ökonomie ist.

Wie kommt es nun, müssen wir uns doch dann fragen, daß die Probleme, von denen wir heute schon gehört haben, entstanden sind?

Ich sagte schon, wir dürfen uns nicht allein auf die Werte verlassen, denn Werte können sich nicht auf Dauer gegen ein andersartiges gesellschaftliches Verhalten, gegen andersartige gesellschaftliche Signale und gegen die angebliche ökonomische Vernunft durchsetzen, die mit den Werten ganz oder teilweise inkompatibel sind. Das wirkliche Problem, das wir haben, ist, daß die Säkularisation, die Individualisierung, alles das kann ich jetzt nicht vertiefen, aber es ist ja auch weitgehend unstreitig, der Wandel von Freiheit zur Selbstverwirklichung - Selbstverwirklichung ist sehr viel weniger gemeinschaftsbezogen als verantwortete Freiheit -, daß alles dies dazu geführt hat, Voraussetzungen für die Auflösung der kleinen Lebenskreise zu schaffen. Aber die wichtigste Voraussetzung in dem Rahmen, den wir hier diskutieren, auch das hat Frau Kollegin Simonis schon angesprochen, ist die Tatsache, daß wir es in den letzten Jahrzehnten uns erlaubt haben, muß ich schon sagen, die Lasten der Erziehung des Nachwuchses und der Erziehung zu privatisieren und den Nutzen zu sozialisieren.

Das bedeutet, daß jeder, der eine Verantwortung und auch eine Last für Kinder und ihre Erziehung übernimmt, weiß: Ein wesentlicher Teil des Nutzens, den die Gesellschaft von meinen Kindern haben wird, wird sozialisiert. Das heißt, er wird mir nicht vergolten. Wir haben ja das Beispiel vorhin gehört, von der Frau, die 10 Kinder großgezogen hat, die dann rund 8.000 DM Beiträge zahlen, und die Frau hat praktisch keine Rente, oder jedenfalls keine nennenswerte.

Es ist ja interessant, auch gerade für die Gründung des Deutschen Arbeitskreises für die Familienhilfe e.V., daß er seine Gründung eben dem Adenauerwort verdankt, das Sie vorhin zitiert haben: "Kinder haben die Leute sowieso." Adenauer hat das in Zusammenhang mit dem ihm von den Professoren vorgetragenen Vorschlag gesagt, man müsse die Rentenversicherung dreidimensional anlegen und nicht zur zweidimensional. Das heißt man müsse die Altersfürsorge, d.h. Investitionen in die Zukunft, sicherstellen. Und Investitionen in die Zukunft gibt es nur zweierlei: Kinder haben oder Vermögen bilden. Adenauer war der Meinung, das brauche man nicht, weil die Leute sowieso Kinder hätten. Er konnte sich nicht vorstellen, und insofern will ich den alten Herrn gerne in Schutz nehmen, daß die gesellschaftlichen Konventionen und die allgemeine Lebensweise, die über Jahrhunderte und Jahrhunderte bestimmt haben, daß der Bevölkerungsbaum wie eine Tanne aussieht, daß man die innerhalb von kürzester Zeit außer Kraft setzen könnte.

Dies ist in der Tat geschehen. Und es hat sich gezeigt, daß die Trennung von Kosten und Nutzen durch eine Fülle von Entwicklungen, die ich hier nicht nachzeichnen möchte, zu einer grundlegenden Veränderung des Verhaltens der Menschen gegenüber der normalen Kinderfamilie geführt hat. Dabei ist es für unseren weiteren Überlegungen wichtig, darauf zu achten, daß Kinderarmut kein Problem des Einkommens, nur des Einkommens, ist, sondern ganz im Gegenteil. Ein nicht unwesentlicher Teil der Kinderarmut findet bei Paaren oder bei Menschen statt, die von ihren eigenen Einkommen her nicht die geringsten Schwierigkeiten haben sollten, die Last der Kindererziehung mitzufinanzieren. Das heißt, gerade auch einkommensstärkere Ehen oder einkommensstärkere Menschen, Frauen und Männer, entscheiden sich gegen die Familie oder gegen Kinder in der Familie, nicht nur der Einkommensfragen wegen, sondern auch deshalb, weil das, was sie tun, ihre Karriere, ihr Beruf, von großem Interesse und von großem Ansehen ist und sie sich nicht vorstellen können, daß aus diesem Bezugsfeld ein Rückzug möglich wäre auf die kleinräumige Familie. Ich bin sicher, daß sich das in den nächsten Jahren durchaus im Sinne der von Frau Simonis entwickelten Vision über den zukünftigen Arbeitsmarkt ändern kann. Aber es wird sich nicht ohne Eingriff und ohne Anstöße ändern. Das heißt, wir müssen gesellschaftliche Signale setzen, die so stark sind und so überzeugend, daß die Leute das Gefühl haben, das ist die Richtung, in die es jetzt geht! Und das ist die richtige Richtung, und wer sich dieser Richtung verweigert, der kann nicht auf Ansehen und Zustimmung seines Umfeldes rechnen. Ein ganz wichtiger Gesichtspunkt für die Motivation von Menschen! Das bedeutet, daß wir die in den letzten Jahrzehnten eingetretene Expansion der großen kollektiven Sicherungssysteme überprüfen müssen. Ich habe vor Jahren in dem Zusammenhang mal über die Verstaatlichung der Caritas gesprochen. Ich komme darauf, weil Herr Wehr vorhin von der brüchig gewordenen Solidarität sprach. Er muß und er wird damit vor allem die personale Solidarität gemeint haben, denn die große kollektive Solidarität beruht auf Zwang. Und bis die brüchig wird, muß der Zwang ziemlich groß sein. Aber sie wird auch brüchig. In Deutschland ist die Schattenökonomie seit 1970 von 7 auf 15 % des Bruttoinlandprodukts gestiegen. 15 % des heutigen Bruttoinlandprodukts sind ungefähr 550 Milliarden DM pro Jahr. Diese Beträge stehen nicht mehr zur Verfügung für das Tragen solidarischer Lasten. Gleichgültig, wer daran beteiligt ist, bedeutet es auch eine brüchig gewordene und selbst vom Staat nicht mehr durchsetzbare Solidarität.

Wir haben auch festgestellt, daß die Signale, die von gesellschaftlichen Institutionen ausgehen, stärker sind als der ideelle Nutzen des Kindes. Das heißt, die Erwartung, daß Menschen eine materielle Einschränkung in Kauf nehmen, weil sie einen ideellen Nutzen an den Kindern haben, ein Stück Selbstverwirklichung, ist nicht in dem Umfang gerechtfertigt, wie man das vor wenigen Jahrzehnten oder Jahren noch angenommen hat. Und hier liegt in der Tat ein Hauptproblem wieder beim Denken. Die männliche Bevölkerung in unserem Land ist bis heute nicht bereit, die ihren, die sie betreffenden Schlußfolgerungen aus dem an sich begrüßten Wunsch nach Gleichberechtigung der Frauen zu ziehen. Das kann man so allgemein feststellen. Es gibt den Wunsch der Frauen in die Erwerbsarbeit, aber es gibt nicht den Wunsch der Männer in die Familienarbeit. Und deshalb findet kein Austausch statt, und nur, wenn dieser Austausch wirklich stattfinden kann, wenn die mentalen Voraussetzungen für einen solchen Austausch sich entwickeln, nur dann ist in Wirklichkeit eine Übereinstimmung, eine Harmonisierung von Erwerbstätigkeit und Familientätigkeit zu erwarten. In dem Prozeß, in dem ein solches Umdenken stattfinden würde, würden schon die Männer dafür sorgen, daß das Ansehen der Familienarbeit wächst. Weil das aber noch nicht so weit ist, habe ich mir hier aufgeschrieben, muß die Erwerbsarbeit in die Familie kommen. Und das ist, im Grunde genommen, ein wichtiger Aspekt des Erziehungsgehalts oder Erziehungsgeldes, ich fände den Begriff Erziehungslohn fast noch schöner, weil das Wort "Lohn" im Deutschen eine besondere Bedeutung hat. Aber wie dem auch sei, das Erziehungsgehalt als materielle Anerkennung halte ich für notwendig, und ich bin sehr dankbar, daß mein Kollege, Staatsminister Hans Geisler, die Initiative ergriffen hat, ein Modell vorzustellen, neben einer Reihe von anderen. Vor allem aber bin ich dankbar dafür, daß er den mit solcher Modellbastelei unvermeidlichen Ärger mit in Kauf genommen hat.

Ich möchte zum Schluß sagen, wir müssen [konsequent sein], wenn wir diesen Weg gehen wollen, und ich sehe dazu keine Alternative, außer das Sichselbstaufgeben und zu sagen, gut, wir haben eben noch 60 bis 70 Jahre, und dann wird die ganze Sache überhaupt nicht mehr funktionieren, wahrscheinlich schon früher nicht. Wenn man das nicht will, und ich will das nicht, weil die Perspektive, die ich mir für meine politische Arbeit genommen habe, inzwischen nicht mehr durch die Lebenserwartung von Kindern, sondern von Enkeln definiert ist, Und diese Lebenserwartung reicht in die 70er Jahre des nächsten Jahrhunderts. Also möchte ich gerne dazu beitragen, daß Weichen so gestellt werden, daß wenigstens eine Chance besteht für die Enkel im Verhältnis zu ihren Eltern, ohne riesige Konflikte oder Verweigerungshaltungen auszukommen. Dies ist der Grund, warum ich die Reform der sozialen Systeme für so unverzichtbar halte.

Nun würde es mich sehr reizen, auf das einzugehen, was Frau Kollegin Simonis zur Rentenreform gesagt hat, wir sind da überhaupt nicht weit auseinander. Wir werden feststellen, daß eine beitragsfinanzierte Grundsicherung, egal, wie Sie das jetzt nennen, Basic-Needs haben es die Wissenschaftler genannt, mit diesem Begriff, die Adenauer damals beraten haben vor der Rentenreform, es ist ziemlich egal, nur eine beitragsfinanzierte Grundsicherung muß die Frage beantworten, warum die Grundsicherung unabhängig von der Höhe der Beiträge ist. Warum also ich mit den Beiträgen eine Grundsicherung erwerbe, in der sich aber die unterschiedlichen Beiträge nicht ausreichend reflektieren. Das ist eine Frage, die muß man beantworten. Und das ist sehr schwierig. Und man muß zum zweiten die Frage beantworten, was wird denn mit den Menschen, die in einem wesentlichen Teil ihres Lebens keiner Erwerbstätigkeit nachgegangen sind, sondern Ehrenarbeit oder Bürgerarbeit oder soziale Arbeit mit geringem Einkommen oder vielfältigen anderen Formen der sozialen Integration und Mitwirkung den Vorzug gegeben haben? Welches ist die Basis für deren Alterseinkommen?

Einer der wichtigsten Gründe für die Überlegungen, die wir dann in unserem Bonner Institut entwickelt haben, war aber genau die Mutter, die Kinder erzogen hat, oder der Vater, wenn er deshalb nicht arbeiten konnte, was ja relativ selten der Fall ist, und deren im augenblicklichen System programmierten Altersarmut vor allen Dingen, wenn sie Wert darauf legt, auf Grund einer eigenen erworbenen Rente im Alter Sicherheit zu haben und nicht auf der Grundlage einer abgeleiteten Rente. Da wir ja wissen, daß die Ableitung immer unsicherer wird, wegen der Instabilität der Ehe, nimmt die Bedeutung der eigenen Rente immer mehr zu. Und dieser Gedanke plus dem Gedanken, daß alle Einkommen im Land beteiligt sein sollten, auch die Kapitaleinkommen, alle Einkommen, die generiert werden, und daß damit die Basis für die Solidarität, für diese Grundsolidarität erweitert wird, das Rentensystem also gewissermaßen der Wissensgesellschaft folgt. Den Weg von der Arbeitsgesellschaft zur Wissensgesellschaft - diese Überlegungen haben dazu geführt, daß wir der Steuerfinanzierung eine größere Bedeutung beigemessen haben. Es ist kein prinzipielles Problem, sondern es ist ein Problem der adäquaten Definition des Fundaments der Solidarität, auf dem das Ganze ruht, und zwar, wenn es irgend geht, weitgehend unabhängig von der demographischen Entwicklung. Und die demographische Entwicklung bedeutet ja nicht, daß wir ärmer werden, sondern sie bedeutet, daß wir möglicherweise in den nächsten zwanzig bis dreißig Jahren ganz andere Formen der Einkommenserzielung neben der Erwerbsarbeit entwickeln oder erweitern werden.

Ich möchte Ihnen hier, die Sie hier diesen Kongreß veranstaltet haben, ausdrücklich für den Impuls danken, der davon ausgegangen ist. Ich halte ihn für ungewöhnlich wertvoll und möchte schließen mit dem berühmten Wort von Erich Kästner, einem Sohn Dresdens:

Es gibt nichts Gutes, außer man tut es.

